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Terrorverdacht wird ein Fall fürs Gericht
Eine Asylbetreuerin kassiert einen Strafbefehl wegen Falschanschuldigung. Ihr Anwalt spricht von «blankemUnsinn».

Kari Kälin

Er hat selber Fluchterfahrung,
beherrscht mehrere Sprachen
und bekleidet eine Führungs-
position bei einem Unterneh-
men, das im Auftrag des
Staatssekretariats für Migra-
tion (SEM)Geflüchtete in Bun-
desasylzentren betreut. Im
November 2021 erscheint der
Mann zu einem Gespräch mit
SEM-Verantwortlichen. Er
hatte Interesse für eine Stelle
als Leiter eines Bundesasyl-
zentrums signalisiert, teilt
dann abermit, er verzichte auf
den Job. Eine bei dem Ge-
spräch anwesende Arbeitskol-
legin taxiert diesen unerwar-
teten Verzicht als unerklärlich
und wirft ihm zuerst persön-
lich vor, er sei ein Terrorist
oder ein Schläfer einer Terror-
organisation.

In der Folgewiederholt sie die-
se Vermutung gegenüber den
SEM-Verantwortlichen und er-
stattet beim Bundesamt für
Polizei (Fedpol) und einer Kan-
tonspolizei eine Verdachtsmel-
dung. So steht es in dem Straf-
befehl, den die Arbeitskollegin
vor gut zwei Wochen kassiert
hat. Die Staatsanwaltschaft
St. Gallen verurteilte siewegen
mehrfacher Verleumdung und
falscher Anschuldigung zu
einer bedingtenGeldstrafe von
80 Tagessätzen à 100 Franken
bei einer Probezeit von zwei
Jahren.

Ein verkappter Terrorist in
einem Bundesasylzentrum?
Das wäre brisant. Für die
Staatsanwaltschaft aber ist
klar: Die Arbeitskollegin for-
mulierte blosse Behauptungen
und substanzlose Vorwürfe, die
auf ihrer eigenen Wahrneh-

mung beruhten. Gemäss dem
Strafbefehl bescherte sie dem
Asylbetreuer damit konkrete
Schwierigkeiten. Als er Ende
November 2021 in die Türkei
einreisen wollte, verweigerte
ihm die Polizei am Flughafen
Istanbul die Einreise mit Ver-
weis auf die öffentliche Sicher-
heit. DerGrund:DerMannwar
auf der sogenannten Liste der
nicht zugelassenen Passagiere
der türkischenBehörden gelan-
det. Tags darauf musste der
Asylbetreuer nach Zürich zu-
rückfliegen.

Arbeitskolleginerhebt
Einsprache
Weder der Asylbetreuer noch
seine Arbeitskollegin mögen
sich zu dem Fall äussern. Beide
haben prominente Rechtsver-
treter engagiert. Der Asylbe-
treuer den ehemaligen St. Gal-

ler SP-Ständerat Paul Rechstei-
ner, dieBeklagtedenbekannten
Zürcher Milieuanwalt und ehe-
maligenSVP-KantonsratValen-
tinLandmann.Rechsteiner gibt
keine Auskunft. Er weist CH
Mediadaraufhin, eineVerleum-
dung sei eine Straftat – «erst
recht, wenn sie medial verbrei-
tet würde».

Der frühere Zürcher SVP-
Kantonsrat Valentin Land-
mann hingegen sagt, seine
Mandatin habe Einsprache er-
hoben gegen das Urteil. Und:
«Der Strafbefehl ist blanker
Unsinn.» Der Fall ist nun vor
dem Bezirksgericht Rheintal
hängig. Wann es zu einer Ge-
richtsverhandlung kommt, ist
noch offen.

Landmann sagt, seineMan-
dantin sei dem Asylbetreuer
wohlgesinnt und habe ihn ge-
fördert. Dass er die Kaderstelle

beim SEMplötzlich nichtmehr
haben wollte, habe sie über-
rascht. Doch weshalb äussert
sie scheinbar aus dem Nichts
einenTerrorverdacht? «Sie hat
nie gesagt, er sei Terrorist oder
Schläfer», sagt Landmann.
«Vielmehr hat sie aus guten
Gründen Verdachtsmomente
gemeldet.»Wie die Polizei da-
nach diese Angaben verwerte,
könne sie nicht beeinflussen.
Landmann sagt, er könne zur-
zeit keine weiteren Angaben
zum Fall machen. Er werde
aber dem Gericht detailliert
aufzeigen, weshalb seineMan-
dantin eine Verdachtsmeldung
deponierte.

Dass dem Asylbetreuer die
Einreise indieTürkeiwegender
Verdachtsmeldung verweigert
wurde, bestreitet Landmann.
Damit habe seine Mandantin
nicht das Geringste zu tun. Die

Frage geht an die Staatsanwalt-
schaft St. Gallen. Hat sie beim
Fedpol abgeklärt, ob dieses die
türkischen Behörden vor dem
Asylbetreuerwarnte und dieser
tatsächlich wegen der Ver-
dachtsmeldung auf einer Art
schwarzen Liste endete? «Wir
gebenüberden Inhalt der Straf-
befehle hinaus keine weiteren
Auskünfte», teilt einMedienbe-
auftragtermit.

Das Fedpol äussert sich
nicht zu Einzelfällen. Es ant-
wortet allgemein und schreibt,
es gehe Hinweisen auf terro-
ristische Aktivitäten konse-
quent nach. Die Behörde
schreibt weiter: «Fedpol infor-
miert seine nationalen und
internationalen Partner fallbe-
zogen mit den zur Verfügung
stehenden Mitteln und inner-
halb des geltenden gesetzli-
chen Rahmens.»

Auch der Bundesrat will gegen Steuerflucht vorgehen
Wer imLotto absahnt, kannmit einemUmzug viel Geld sparen. Künftig soll das aber nichtmehrmöglich sein.

Michael Graber

NachdemJubelnkommtoft das
Kofferpacken. Wer im Lotto
einen satten Gewinn einfährt,
für den oder die lohnt sich ein
Umzug in vielenFällen.Dashat
mit den unterschiedlichen
Steuersätzen indenGemeinden
oder Kantonen zu tun. Wer im
KantonZürichwohnt,mussvom
Gewinn beispielsweise viel
mehrandenFiskusabgeben, als
jemand, der im Kanton Zug
wohnt.

Aber auch innerhalb eines
Kantons kann es grosse Unter-
schiede geben. So passiert
jüngst im Kanton Solothurn.
Ein Glückspilz räumte 68 Mil-
lionen aus dem Euromillions-
Jackpot ab. UmSteuern zu spa-

ren, verlegte er seinen Wohn-
sitz um rund fünf Kilometer
Luftlinie in eine andere Solo-
thurner Gemeinde.

GrosseAllianz
imStänderat
Der Steuerfuss liegt in der bis-
herigen Gemeinde über dem
kantonalen Durchschnitt, im
neuen Domizil deutlich darun-
ter.DerUnterschiedmacht rund
50Prozentpunkte aus.Das sind
bei seinem Gewinn rasch ein
paar Millionen Franken. Lotto-
gewinne werden ab einer Höhe
von1Millionbesteuert – alsEin-
kommen undVermögen.

Dochdamit soll nun Schluss
sein. Findet auch der Bundes-
rat. Er empfiehlt eine Motion
vomSolothurner SP-Ständerat

Roberto Zanetti zur Annahme.
Eswäre auch schwierig gewor-
den, gegen die satte Mehrheit
zu gewinnen: 41 weitere Stän-
deräte und Ständerätinnen ha-
ben den Vorstoss mitunter-
zeichnet. In der kleinen Kam-
mer sitzen gesamthaft 46
Frauen undMänner.

DerMillionär im
WG-Zimmer
Künftig soll die Steuerbarkeit
eines Lotterie- oder Glücks-
spielgewinnes imMoment der
Fälligkeit festgelegt werden.
Also: Jene Gemeinde, in der
die glückliche Person zum
Zeitpunkt des Gewinns lebt,
kriegt auch die fälligen Steu-
ern. Bisher hatten die Glücks-
pilze noch bis Ende Jahr Zeit,

den Wohnsitz zu wechseln.
Dort, wo per 31. Dezember der
Hauptwohnsitz liegt, dort be-
zahltman auch Steuern für das
abgelaufene Jahr.

Wie fieberhaft da nach
einem Lottogewinn vermeint-
lichBananenschachtelngepackt
werden, zeigt der Fall eines
Thurgauers, der 2015 eine Mil-
liongewonnenhat. Flugsmelde-
te er sich in einer Gemeinde im
steuergünstigenKantonSchwyz
an. Allerdings nur in ein WG-
Zimmer. Die Thurgauer Behör-
den nehmen dem Mann nicht
ab, dass er seinen Lebensmit-
telpunkt tatsächlich verlegt hat,
und fordern die Steuern ein.

DerMannzeigte sichunein-
sichtig und zog den Fall bis vor
das Bundesgericht. Auch dort

glaubtemandemNeo-Millionär
mit demWG-Zimmer die Story
nichtundermussteamEndedie
Steuern im Thurgau bezahlen.
Dazu kommen noch mehrere
1000 Franken für die Kosten
der Gerichtsbeschwerde. Den
TrickmitdemWG-Zimmerhät-
tederMannsich sparenkönnen.

Bereits am ersten Tag der
kommendenHerbstsessionwird
der Ständerat über die Motion
befinden.Esdürfte sichumeine
reine Formsache handeln. Für
den umgezogenen Solothurner
Lotto-Millionär hat das aber al-
les keine Auswirkungen mehr.
Er kann sich ob der am Fiskus
vorbeigesparten Millionen er-
freuen. Bis das Gesetz umge-
setzt wird, kann es noch eine
guteWeile dauern.

Jugendurlaub soll
auf zwei Wochen
verlängert werden

Michael Graber

Jugendliche könnten bald eine
Woche mehr Ferien haben. Zu-
mindest dann, wenn sie sich in
dieser zusätzlichenarbeitsfreien
Zeit imRahmenderausserschu-
lischen Jugendarbeit betätigen.
Das sind zumBeispiel Leitungs-
funktionen ineinemPfadi- oder
Blauringlager. Bereits heute
können Personen zwischen 16
und30 Jahreneinen solchen Ju-
gendurlaub beziehen, aber nur
eineWoche.

Nun fordern zwei Vorstösse
vonMajaRiniker (FDP/AG)und
Ursula Schneider Schüttel (SP/
FR) die Ausweitung dieses
Urlaubs auf zwei Wochen. Es
werde, so argumentieren die
beiden Nationalrätinnen, im-
mer schwieriger, sich neben
Ausbildung, Beruf oder Stu-
diumnoch ehrenamtlich zu en-
gagieren. Gerade für Jugendla-
ger, die oft länger als eine Wo-
che dauern, könnten nur mit
grösserem Aufwand genügend
Leiterinnen oder Betreuer ge-
fundenwerden.

IndenmeistenFällensind
dieseFerienunbezahlt
Der Bundesrat zeigt sich mit
dem Vorschlag einverstanden.
Eine eigentliche Begründung
lieferte die Regierung nicht.
Durchden Jugendurlaub soll ge-
währleistet werden, dass die
jungen Menschen nicht Teile
ihrer Ferienzeit für eine ehren-
amtliche Tätigkeit aufwenden
müssen. Diese zusätzlichen
Freitage sind grundsätzlich un-
bezahlt, inmehreren Kantonen
gibt es aber abweichendeRege-
lungen.Der Jugendurlaubmuss
beantragt werden.

Allerdings: Für das nächste
Sommerlager im kommenden
Jahr dürften die Änderungen
noch keine Wirkungen haben.
ErstwennNational-undStände-
rat ihren Segen gegeben haben,
kann sich der Bundesrat an eine
Gesetzesänderungmachen.

Wer im Lotto gewinnt, soll in jener Gemeinde Steuern auf den Geldsegen entrichten, in der die Person zum Zeitpunkt des Gewinns lebt. Bild:GianEhrenzeller/Keystone


